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in dem alle Häuser verüeten sind,

,,entschieden, dass Banner aufge-
hängt werden dürfen", argumentiert
Piening. In dem Bescttluss heiße es,

dass die Entscheidung zur Gestal-
tung der Fassaden und Balkon-
außenseiten von den Nutzem aus-
gehe. Im Streidall zwischen den
Hausbewohnem entscheide die
Hausversammlung dieses Hauses.

Falls Nutzer mehrerer Häuser be-
troffen sein sollten, entscheide der

rthrüicfr äußert sich Günter Pie-

ning, der frijhere Integrationsbeauf-
tragte des Senats, der im Möckem-
kiez lebt: ,Jiele Bewohner des Mö-

ckemkiezes sind überrascht und ent-

täuscht", sagt er. ,,Denn mit so einem
Verhalten des Vorstandes war nicht
zu rechnen. Wir sind ein sehr diskus-

sionsfteudiges Untemehmen und
gelten als Vorbild für Partizipation."
Erst im August vergangenen lahres
habe der Beirat der Genossenschaft,

Beirat. Aufder Sitzung, aufder dieser

Beschluss gefasst wurde, sei der Vor-

stand anwesend gewesen. An das

Verfahren zur Streitbeilegung habe

er sich dennoch nicht gehalten'

Vorstandsmitglied Frank Niz-
sche, der dab Projekt der Genossen-

schaft einst nach einem Baustopp

übemahm und erst zum Erfolg

ftihrte, verteidigt sein Vorgehen'

,,Die Anbringung der vorhergehen-

den Banner waren Teil eines Kunst-

projektes, bei dem der Vorstand vor-

ir"i r.t, Genehmigung zur Anbrin-
gung gefragt wurde", sagt er' Eine

äoitiJt" Kündigung sei in dem

Schreiben nur als der ,,allerletzte

Schritt" angekündigt worden und

,,keineswegs gewollt" gewesen' Der

Bescttluss zum Umgang mit Ban-

nernhabe sichnur auf dasKunstpro-
jektbezogen.

Krisensitzung der Genossenschaft

Bei einer nveieinhalbstündigen IGi-

sensitzung am Mittwochabend dis-

kutierten die Genossenschaftsmit-
glieder, nrie es weitergehen soll' Er-

äebnis: Man will miteinander reden'

Iper Aufsichtsrat hat die befioffenen

Wohngemeinschaften, den Beirats-

vorsitz und den Vorstand zu einem

Vermittlungsgespräch eingeladen",

sast Thomäs Fues, der zum dreiköP-

fisän Beiratsvorsiz gehört' Die Ab-

,riuftnrttg sei,,formell zurückgezo-

sen und äus der Mieterakte endernt"

inrorden. In den nächsten Wochen

solle ein Meinungsbild dazu erstellt

werden, ,,ob und unter welchen Be-

dingungen Banner Politischen In-

naÄ ln zuL:unft aufgehängt werden

können", so Fues.

Das Problem an dem Beschluss

zum Umgang mit Bannern aus dem

vergangenen Jahr sei, dass er unter-

schiedlich interpretiert werde, sagt

Astrid Kaemena, die ebenfalls zum

Beiratsvorsitz gehört. Der Beschluss

solle nun Präzisiert werden' Dazu

diene dal Meinungsbild' ,,Sollte

eine Mehrheit dafur sein, Banner

politischen Inhalts aufzuhängen -
"und vielleicht sogar ohne Ein-

schränkungen -, dann müssen wir

als Beiratsvorsitz mit dem Vorstand

reden, wie wir das handhaben", sagt

Kaemena. ,,Denn wir. haben nicht

die formale Macht, das zu bestim-

men." Rechtlich gesehen habe der

Vorstand die Hoheitüber die Fassa-

den. Kaemena: ,,Das würde dann

nochmal ein sehr interessanter Pro-

zess werden. Ich bin aber sehr opti-

mistisch, dass wir eine Lösung fin-

den. Weil uns das bisher immer ge-

lungen ist."

B annerstreit im Mö ckernkiez
Eine Abmahnung wegen Transparenten an Genossenschaftswohnungen schlägt Wellet

UTRICH PAUL

ür Thomas Fues ist die Sa-

che klar:,,Ichwürde es eine
veritable Krise nennen, die
wir haben, einen gravie-

renden Konflikdall", sagt er. Fues ist
Mitglied der Genossenschaft Mö-
ckernkiez, die mit 471 Wohnungen
an der Möckernstraße in Kreuzberg
ein Modellprojekt für gemein-
schaftliches Wohnen geschaffen
hat. Dgch in dem als Gegenmodell
zu renditeorientierten Projekten
privater Investoren gedachten

Quartier kriselt es gewaltig. Der
Grund: Der kaufrnännische Vor-
stand der Genossenschaft Frank
Nitzsche hatvor einerWoche meh-
reren Bewohnern eine Abmahnung
ins Haus geschickt, in der er,,wegen
massiver Störung des Hausfrie-
dens" mit der fristlosen Kündigung
drohte. Anlass: Die Bewohner hat-
ten an der Hausfassade mehrere
Banner angebracht, auf denen sie

das Volksbegehren ,,Deutsche
Wohnen und Co." enteignen unter-
stützen.

,,Die Anbringung von Bannern
an der Außenwand des Gebäudes
wird vom Mietgebrauch nicht um-
fasst", heißt es in der Abmahnung.
Schilder, Aufschriften und Gegen-
stände jeglicher Art dürften nur mit
Zustimmung der Genossenschaft
am Gebäude angebracht werden.
Eine Zusümmung sei hier nicht er-
folgt. Und sie würde auch nicht er-
teiltwerden.

Ziel ist die Wiederanbringung

Mit der Abnahme der Banner inner-
halb der gesetzten Frist konnten die
Bewohner rwar eine weitere Ver-
sch-ätfung abwenden, doch damit
ist die Sache nicht erledigt. Das Vor-
gehen habe sie ,,zutiefst erschüt-
tert", sagt Iris Veit, die in der Wohn-
gemeinschaft ,,Lebendig Alterrr" zu-
siurrmen mit fünf anderen Men-
schen lebt. Sie hatten eines der
umstrittenen Banner angebracht.
Zu den Grundwerten der Genos-
senschaft gehöre, dass sie ,,Formen
der politischen Meinungsäuße-
rung" zulasse, sagt Veit.Vorher hät-
ten an der Fassade Plakate gehan-
gen, die sich etwa gegen Rassismus
richteten. Die seien nicht bean-
standet worden. ,,IJnser Ziel ist,
dass wir die Bannerwieder anbrin-
gen dürfen", sagt Veit. Es könne
,,nicht sein, dass ein Vorstandsmit-
glied darüber entscheidet, welche
Plakate zulässig sind und welche
nicht".
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